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Antrag 
der Abgeordneten Britta Haßelmann, Volker Beck (Köln), Luise Amtsberg, Kai  
Gehring, Corinna Rüffer, Katja Keul, Renate Künast, Monika Lazar, Irene Mihalic, 
Özcan Mutlu, Dr. Konstantin von Notz, Claudia Roth (Augsburg), Hans-Christian 
Ströbele und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  

Transparenz schaffen – Verbindliches Register für Lobbyistinnen und Lobbyisten 
einführen 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Der Austausch von Politik und Interessenvertreterinnen und Interessenvertretern ist 
wichtig für eine funktionierende Demokratie. Lobbyistinnen und Lobbyisten bringen 
wichtige Erfahrungen aus ihrer Praxis in den Prozess der politischen Meinungsbil-
dung ein. Gleichwohl hat der Einfluss von organisierten Lobbyistinnen und Lobby-
isten auf politische Entscheidungsprozesse in den letzten Jahren stark zugenommen. 
Daher muss Lobbytätigkeit im politischen Bereich für die Öffentlichkeit transparent 
sein. Sie muss nach klar definierten Regeln erfolgen. Allen Interessengruppen sind 
– unabhängig von der finanziellen Ausstattung – die gleichen Zugangsmöglichkeiten 
zu Abgeordneten und zur Exekutive einzuräumen. Durch die Herstellung größtmög-
licher Transparenz werden unlautere Einflüsse neutralisiert, jeglicher böse Schein 
wird von vornherein vermieden. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung daher auf, 

1. einen Gesetzentwurf zur Errichtung eines verbindlichen öffentlichen Registers 
für Interessenvertreterinnen und Interessenvertreter (Lobbyistenregister) vorzu-
legen. In dem Register wird die Tätigkeit von im Bereich von Bundesregierung 
und Deutschem Bundestag tätigen Lobbyistinnen und Lobbyisten erfasst. Der 
Gesetzentwurf soll Regelungen zu folgenden Aspekten enthalten: 
a) Pflicht zur Registrierung – Definition des Begriffs Interessenvertreterin 

bzw. Interessenvertreter  

Lobbyistinnen und Lobbyisten, die die im Gesetz vorgesehenen Rechte in 
Anspruch nehmen wollen, müssen sich im Register registrieren lassen. 

Der Begriff der registrierungspflichtigen Interessenvertreterin bzw. des re-
gistrierungspflichtigen Interessenvertreters (Lobbyisten) ist zu definieren. 
Dabei sollte die Absicht, Entscheidungen und Abläufe der Exekutive und 
Legislative im Sinne der Auftraggeberinnen und Auftraggeber zu beeinflus-
sen, das entscheidende Kriterium sein. Ausnahmen sollen vermieden wer-
den. Es soll vorgesehen werden, dass Lobbyistinnen und Lobbyisten, deren 
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Lobbytätigkeit einen bestimmten zeitlichen und finanziellen Aufwand nicht 
übersteigt, nicht registrierungspflichtig sind. Diesen ist die Möglichkeit ei-
ner freiwilligen Registrierung einzuräumen. 

b) Inhalt des Registers 

in das Register werden insbesondere aufgenommen: 
aa) Daten zu den Arbeitgeberinnen/Arbeitgebern bzw. Auftraggeberin-

nen/Auftraggebern von Lobbyistinnen und Lobbyisten (Unternehmen, 
Verbände, Vereinigungen etc.), hierzu zählen der Name und dienstliche 
Daten zu Sitz, Adresse(n), Telefon- und Telefaxnummer(n), E-Mail- 
und Internetadresse(n), Geschäftsführung/Vorstand, Mitgliederzahl, 
angeschlossene Organisationen, Handelsregister- und Steuernummer, 
Anzahl der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und die Namen derer, die 
mit Interessenvertretung unmittelbar beauftragt sind; 

bb) Daten zu den handelnden Akteurinnen bzw. Akteuren (Lobbyistin-
nen/Lobbyisten), hierzu zählen der Name und dienstliche Daten zu Ad-
resse(n), Arbeitgeberin bzw. Arbeitgeber (siehe Doppelbuchstabe aa), 
Tätigkeitsbereichen u. Ä.;  

cc) Angaben zu Interessengebieten hinsichtlich der Gesetzgebungs- und 
Regierungstätigkeit sowie zu den Initiativen, die durch die Lobbyistin-
nen und Lobbyisten bzw. hinter ihnen stehende Unternehmen, Vereini-
gungen und sonstige Institutionen in der Vergangenheit begleitet wur-
den; 

dd) Daten zu den finanziellen Aufwendungen, die Lobbyistinnen und Lob-
byisten bzw. hinter ihnen stehende Unternehmen, Vereinigungen und 
sonstige Institutionen in die Interessenvertretung investieren; 

ee) Daten zur mitgliedschaftlichen Struktur, zum Gesamtbudget und zu den 
Hauptfinanzierungsquellen bei Institutionen, deren Haupttätigkeit in 
der Einflussnahme auf politische Entscheidungen besteht 

c) Konkretisierung durch Verhaltenskodex 

Die gesetzlichen Regelungen sollten durch einen verbindlichen Verhaltens-
kodex für Lobbyistinnen und Lobbyisten konkretisiert werden. Alternativ 
stünde eine Implementierung der entsprechenden Regelungen in den Geset-
zestext zur Auswahl. 

d) Öffentlicher Zugang 

Das Lobbyistenregister ist öffentlich. Jede Bürgerin und jeder Bürger hat 
das Recht auf kostenlose Einsichtnahme in das Register. 

e) Führung, Pflege und Veröffentlichung des Registers 

Das Register wird vom Präsidenten des Deutschen Bundestages geführt, ge-
pflegt, alle drei Monate aktualisiert und – zumindest – im Internet veröffent-
licht. Es muss verständlich aufgebaut sein und intelligente Recherche- und 
Filterfunktionen aufweisen. 

f) Auswirkungen der Registrierung – Zugang zu den Institutionen 

Jedweder Zugang von Lobbyistinnen und Lobbyisten zu Bundesministerien 
und nachgeordneten Bundesbehörden und jede Kontaktaufnahme zu deren 
Personal ist, sofern eine Lobbytätigkeit beabsichtigt ist, nur nach einer Re-
gistrierung möglich.  

Die Ausgabe von Hausausweisen für den Deutschen Bundestag an Lobby-
istinnen und Lobbyisten ist nur nach einer Registrierung möglich. Einzel-
heiten regelt der Deutsche Bundestag in seiner Geschäfts- bzw. Hausord-
nung.  
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An Anhörungen und vergleichbaren Veranstaltungen, die der Deutsche 
Bundestag oder seine Organe und Hilfsorgane (z. B. Ausschüsse) durchfüh-
ren, dürfen nur registrierte Lobbyistinnen und Lobbyisten teilnehmen, wenn 
sie als Auskunftsperson angehört werden sollen. Einzelheiten regelt der 
Deutsche Bundestag in seiner Geschäftsordnung. 

g) Kennzeichnung der Mitwirkung von Lobbyistinnen und Lobbyisten in den 
für das Parlament bestimmten Vorlagen der Exekutive 

Die unmittelbare oder mittelbare Beeinflussung von Vorlagen der Exekutive 
durch Lobbyistinnen und Lobbyisten, die für den Deutschen Bundestag be-
stimmt sind (Gesetzentwürfe, Unterrichtungen u. Ä.), ist zu dokumentieren 
und für den weiteren Beratungsprozess transparent zu machen (Einführung 
eines sogenannten Footprint-Prinzips). 

h) Sanktionen bei Verstößen gegen die Registerregeln und den Verhaltensko-
dex 

Verstöße gegen die Registerregeln und den Verhaltenskodex sind sanktions-
bewehrt. Sie führen über Verwarnungen und einen befristeten Ausschluss 
bis hin zur vollständigen Streichung aus dem Register und damit zum Ver-
lust der Zugangs- und der Einflussmöglichkeiten. 

i) Testphase 

Um die Praktikabilität des Registers in einer ersten Phase auszutesten, kann 
vorgesehen werden, dass die Angaben zu Buchstabe b Doppelbuchstabe dd 
und ee erst ab einer bestimmten Grenze der Erheblichkeit gemacht werden 
müssen. 

2. Vorkehrungen zu treffen, dass die Regelungen des Gesetzes zur Errichtung eines 
verbindlichen öffentlichen Registers für Interessenvertreterinnen und Interes-
senvertreter ein Jahr nach dessen Inkrafttreten effektiv evaluiert und anschlie-
ßend angepasst und erweitert werden können und  

3. die Regelungen der „Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Einsatz von au-
ßerhalb des öffentlichen Dienstes Beschäftigten (externen Personen) in der Bun-
desverwaltung vom 17. Juli 2008“ (Bundesanzeiger 2008, S. 2722 f.) entspre-
chend anzupassen bzw. in den vorzulegenden Gesetzentwurf zu integrieren. 

III. Der Deutsche Bundestag bekräftigt, 

1. unmittelbar nach Beschlussfassung des Gesetzes die geschäfts- und hausord-
nungsrechtlichen Regelungen, insbesondere die bisherigen Regelungen zur „Öf-
fentlichen Liste der registrierten Verbände und deren Vertreter“ an die neuen 
gesetzlichen Vorgaben anzupassen; 

2. dafür Sorge zu tragen, dass der Kontakt von Interessenvertreterinnen und Inte-
ressenvertretern zu Abgeordneten uneingeschränkt möglich bleibt. 

Berlin, den 3. Februar 2015 

Katrin Göring-Eckardt, Dr. Anton Hofreiter und Fraktion  
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Begründung 

1. Allgemein 

Die Organisation von Interessen gehört zur Demokratie. Der Austausch von Meinungen ist Kernbestandteil 
einer pluralistischen Gesellschaft. Daher sind auch der Lobbyismus und sein Ansinnen, Interessen in der Ge-
sellschaft in organisierter Form zu kanalisieren und bei den politischen Entscheidungsträgern und in der Öf-
fentlichkeit für deren Umsetzung zu werben, legitimer Bestandteil einer demokratischen Zivilgesellschaft und 
nicht per se anrüchig. Wenn aber die Durchsetzung von Interessen gegenüber der Legislative und Exekutive 
mit illegitimen Vorteilen oder Geldzahlungen einhergeht, werden die Regeln einer fairen Wahrnehmung von 
Interessen verletzt. Korruption, Klüngelwirtschaft und undurchsichtige Mauscheleien beschädigen die demo-
kratischen Institutionen und zerstören das Vertrauen in die Politik. Hinzu kommt, dass die zunehmende Pro-
fessionalisierung der Lobbytätigkeit besonders solche Einzelinteressen begünstigt, die finanzkräftig genug 
sind, um sich hoch bezahlte Spitzenkräfte leisten zu können. 

Europäisches Parlament und EU-Kommission führen seit Juni 2011 ein – allerdings freiwilliges – gemeinsames 
Transparenzregister. Getrennte Vorläufer dieses Registers gab es bereits vor dieser Zeit. Das Europäische Par-
lament und zuletzt auch der EU-Kommissionspräsident haben sich für die Einrichtung eines verbindlichen Re-
gisters ausgesprochen, welches auch für den Europäischen Rat und den Rat der Europäischen Union gelten 
soll. Die EU-Kommission macht darüber hinaus seit Kurzem alle Kontakte von Kommissarinnen und Kom-
missaren, Kabinetten und Generaldirektorinnen und Generaldirektoren zu Lobbyisten transparent. 

Mit der Einführung eines verbindlichen Lobbyistenregisters auf nationaler Ebene soll der organisierte Einfluss 
auf die staatliche Willensbildung durch Kontakte zu Regierung und Parlament nachvollziehbar und öffentlich 
gemacht werden. 

2. Im Einzelnen 

Zu II.1 

Eingeführt werden soll ein einheitliches, das heißt für die Bundesregierung und den Deutschen Bundestag 
gleichermaßen gültiges Register. Dieses Vorgehen ist effizient und vermeidet doppelte Regelungen für die 
einzelnen Verfassungsorgane. Auf eine Ausdehnung des Regelungsinhalts des Gesetzes auf den Bundesrat soll 
vorerst verzichtet werden. Die maßgebliche Lobbyarbeit findet im Bereich von Bundesregierung und Deut-
schem Bundestag statt, der Bundesrat spielt hier nur eine untergeordnete Rolle. Sollte in der Evaluierung des 
Gesetzes (vgl. II.2) festgestellt werden, dass eine Ausdehnung auf den Bundesrat erforderlich ist, sollte dies 
durch eine entsprechende Gesetzesänderung später erfolgen. Das Register ist verbindlich. Lobbytätigkeiten im 
Bereich von Bundesregierung und Deutschem Bundestag sind grundsätzlich nur nach einer vorherigen Regist-
rierung möglich. An diese werden bestimmte Rechte, aber auch Pflichten geknüpft (vgl. insbesondere II.1 
Buchstabe f und h). 

Zu II.1.a 

Mit dem Gesetz wird eine verpflichtende Registrierung eingeführt, sofern eine Lobbytätigkeit im Bereich von 
Bundesregierung oder Deutschem Bundestages beabsichtigt ist.  

Aus diesem Grund muss der Gesetzentwurf den Begriff der registrierungspflichtigen Lobbyistin bzw. des Lob-
byisten klären. Das entscheidende Kriterium sollte die Absicht sein, Entscheidungen und Abläufe der Exeku-
tive und der Legislative zu beeinflussen. Von der Definition umfasst werden sollen neben Beraterinnen und 
Beratern, Agenturen, Unternehmen und Verbänden auch die Sozialpartner, Nichtregierungsorganisationen und 
Kirchen. Die Materialien der Europäischen Kommission bzw. des Europäischen Parlaments bieten zur Be-
griffsklärung gute Anhaltspunkte. 

Zu II.1.b 

Eintragungen in das Register erfolgen unabhängig von der Organisationsform der Lobbyistin bzw. des Lobby-
isten bzw. der dahinterstehenden Institution. 

Erfasst wird beides: Sowohl der handelnde Lobbyist bzw. die handelnde Lobbyistin als auch die Institution, 
für die die Lobbyistin bzw. der Lobbyist tätig wird. 
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Es soll vorgesehen werden, dass die Angaben zu Daten betreffend die Doppelbuchstaben dd und ee erst ab 
einer bestimmten Schwelle gemacht werden müssen (vgl. II.1 Buchstabe i). 

Zu II.1.c 

Mit der Registrierung soll die verbindliche Anerkennung der Regelungen eines Verhaltenskodex erfolgen. 

Im Verhaltenskodex sollte insbesondere vorgesehen und im Einzelnen ausgeführt werden, dass Angaben stets 
wahrheitsgemäß zu machen und unlautere Informationsbeschaffungen und Einflussnahmen zu unterlassen sind. 
Anhaltspunkte für die weitere inhaltliche Ausgestaltung des Kodex bieten die Materialien auf der Ebene der 
Europäischen Union.  

Zu II.1.d und II.1.e 

Hauptziel des Gesetzes ist die Veröffentlichung der Registerdaten. Jeder Bürgerin und jedem Bürger muss 
daher ein uneingeschränkter Zugriff auf die Registerdaten möglich sein. Doch dies allein reicht nicht aus: Not-
wendig für eine effektive Informationsbeschaffung ist die Bereitstellung von intelligenten Recherchefunktio-
nen. Hierzu gehören unter anderem umfangreiche Filter- und Kombinationsfunktionen bei der Suche nach be-
stimmten Daten. Die Bereitstellung entsprechender Funktionen sollte vor dem Hintergrund des aktuellen 
Stands der (Internet-)Technik kein Problem darstellen. Nur unter den genannten Voraussetzungen kann das 
Register seiner Funktion, einen Beitrag zur Herstellung größtmöglicher Transparenz zu leisten, hinreichend 
gerecht werden. 

Ob über die Internetveröffentlichung hinaus eine weitere Veröffentlichung in Papierform möglich und erfor-
derlich ist und wie diese unter den genannten Anforderungen gestaltet werden könnte, sollte im Rahmen der 
Erarbeitung des Gesetzentwurfs sorgfältig geprüft werden. 

Zu II.1.f 

Lobbying findet nicht nur bei Abgeordneten statt, sondern insbesondere in der Ministerialbürokratie. Die Re-
ferentinnen und Referenten der Bundesministerien gelten als wichtigste Gesprächspartnerinnen und Gesprächs-
partner der Lobbyistinnen und Lobbyisten. Oftmals tragen Referentenentwürfe maßgeblich die Handschrift 
einflussreichster Interessengruppen. Wie stark der Einfluss von Lobbyistinnen und Lobbyisten in Bundesbe-
hörden ist, machte ein Bericht des Bundesrechnungshofes aus dem Jahr 2008 zu sogenannten externen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern deutlich. Danach waren zwischen 2004 und 2006 etwa 300 Beschäftigte aus Wirt-
schaft und Verbänden in Bundesministerien und nachgeordneten Behörden beschäftigt. Sie haben die Bundes-
regierung nach außen vertreten, Leitungsvorlagen erstellt, an Vergabeverfahren mitgewirkt und an Gesetzen 
und Verordnungen mitgeschrieben, die teilweise unmittelbar die Unternehmen betrafen, bei denen sie beschäf-
tigt waren. Aus diesen Gründen ist sicherzustellen, dass Lobbyarbeit in Bundesbehörden nur nach einer ent-
sprechenden Registrierung stattfinden kann. Der Zugang von Lobbyistinnen und Lobbyisten zu Bundesbehör-
den wird erst nach einer Registrierung im Lobbyistenregister ermöglicht. 

Die Ausgabe von Hausausweisen, die den selbstständigen, ungehinderten Zugang zu den Räumlichkeiten des 
Deutschen Bundestages ermöglichen, ist von einer vorherigen Registrierung abhängig. Gleiches gilt für die 
Teilnahme von Lobbyistinnen und Lobbyisten als anzuhörende Personen an Anhörungen und ähnlichen Ver-
anstaltungen, die der Deutsche Bundestag, insbesondere dessen Ausschüsse durchführen. Nicht von der Rege-
lung betroffen sind Zusammenkünfte von Abgeordneten und Fraktionen mit Interessenvertreterinnen und Inte-
ressenvertretern (vgl. auch IV.2). 

Zu II.1.g 

Die Einführung des Footprint-Prinzips dient der Transparenz. Jede Abgeordnete und jeder Abgeordneter soll 
bei Vorlagen der Bundesregierung, die für das Parlament bestimmt sind, leicht erkennen können, ob sich die 
Bundesregierung bei der Erstellung der Vorlage externen Sachverstands bedient hat und wer die entsprechend 
handelnden Personen waren. 

Zu II.2 

Da mit den Regelungen über die Errichtung eines verbindlichen öffentlichen Lobbyistenregisters Neuland be-
treten wird, ist eine Evaluierung ein Jahr nach Inkrafttreten des Gesetzes unbedingt notwendig. Es gilt, die 
entsprechenden Vorkehrungen bereits im Vorfeld zu treffen, um die spätere Evaluierung effizient vorbereiten, 
durchführen und nachbereiten zu können. 
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Zu IV.1 

Der Deutsche Bundestag wird seine geschäfts- und hausordnungsrechtlichen Regelungen über den Umgang 
von Interessenvertreterinnen und Interessenvertretern unverzüglich nach Inkrafttreten des Gesetzes an die 
neuen Regelungen anpassen. 
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